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Opferverbände distanzieren sich von  
Opferrente für Kriminelle 
 
Berlin, 26.02.2009. Die Union der Opferverbände Kommunistischer Gewalt-
herrschaft UOKG e.V. hat die Entscheidung des Landgerichts Neubrandenburg 
bedauert, wonach ein u. a. wegen Mordes zu lebenslanger Freiheitsstrafe Verurteilter 
Anspruch auf die sog. SED-Opferrente hat. Für den Fall dass die Entscheidung des 
Gerichts Bestand hat, fordert die UOKG eine umgehende Änderung der 
entsprechenden Gesetze, so wie dies bereits der stellvertretende Vorsitzende der 
CDU-Bundestagsfraktion Arnold Vaatz tut. "Mit dem dann einsparbaren Geld 
sollten bisher nicht berücksichtigte Opfergruppen wie z. B. Zwangsausgesiedelte und 
nach Russland verschleppte Frauen unterstützt werden", sagte der UOKG-
Vorsitzende Rainer Wagner. 
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Die Union der Opferverbände Kommunistischer Gewaltherrschaft (UOKG) ist der Dachverband  

von 29 Vereinen und Verbänden politisch Verfolgter aus der DDR und der SBZ 


